
Verbesserung der Lebenslage der Bevölkerung zu 
schaffen. Dabei kam es entscheidend darauf an, dieses 
Werk der Wiederherstellung aus eigener Kraft durch­
zuführen, frei von wirtschaftlicher und finanzieller 
Unterstützung, die mit politischen Verpflichtungen ver­
bunden ist. Nunmehr, nach Ablauf von zwölf Monaten 
angestrengter Arbeit, ist die Regierung vor das Volk 
getreten, um darüber Rechenschaft abzulegen, in 
welchem Umfange es ihr gelungen ist, diese Aufgaben 
zu lösen.

E r f o l g e  d e r  A u ß e n p o l i t i k
Die wesentlichste Voraussetzung für die erfolgreiche 

Durchführung des Regierungsprogramms bestand darin, 
das Vertrauen und die Freundschaft der friedliebenden 
Völker zu gewinnen. Dieses große Ziel konnte die 
Regierung nicht mit bloßen Deklamationen ihres demo­
kratischen und friedlichen Wollens erreichen, sondern 
nur durch Taten, die der Festigung der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung sowie der Stärkung der fried­
lichen und demokratischen Kräfte in der Republik 
dienten und in denen die vorbehaltlose Anerkennung 
der Verpflichtungen, die dem deutschen Volk aus dem 
verbrecherischen Hitlerkrieg erwachsen sind, klar und 
eindeutig zum Ausdruck kam. In diesem Bemühen war 
für die Außenpolitik der Regierung die Festigung der 
Freundschaft des deutschen Volkes zur Sowjetunion von 
entscheidender Bedeutung. Diese Freundschaft zur 
Sowjetunion wie auch zu den Volksdemokratien ist 
die feste und unabdingbare Grundlage der Außen­
politik jeder Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik. Nicht nur in der Republik selbst, sondern 
auch bei den werktätigen Massen Westdeutschlands 
hat diese konsequente und erfolgreiche Außenpolitik 
in ständig wachsendem Umfange zu der Einsicht ge­
führt, daß die sich festigende Freundschaft zwischen 
diesen beiden Völkern ein Faktor von wichtigster 
internationaler Bedeutung ist. Gerade angesichts der 
Kriegsvorbereitungen der anglo-amerikanischen Im­
perialisten werden immer breitere Kreise unseres 
Volkes von der weisen und weitsichtigen Feststellung 
des' großen Freundes des deutschen Volkes, des Gene­
ralissimus Stalin, überzeugt, daß der Friede in Europa 
für gesichert gehalten werden kann, wenn „unsere 
beiden Völker die Entschlossenheit an den Tag legen, 
für den Frieden mit der gleichen Anstrengung ihrer 
Kräfte zu kämpfen, mit der sie den Krieg führten“.

Das sprunghafte Anwachsen der Gesellschaft für 
Deutsch-Sowjetische Freundschaft zu einer Massenorga­
nisation mit mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern zeigt 
im übrigen, daß die Außenpolitik der Regierung eine 
breite und feste Basis des Vertrauens in den Massen 
der Bevölkerung hat.

Eine Bestätigung der Tatsache, daß die Sowjetunion 
der Freund des deutschen Volkes ist, war der Beschluß 
der Sowjetregierung, der ihr auf Vorschlag der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands von der Regierung 
der Republik unterbreiteten Bitte auf Herabsetzung der 
Reparationen dadurch zu entsprechen, daß sie die rest­
lichen Reparationsleistungen um 50% senkte. Die Aus­
führungen des Vorsitzenden des Ministerrates der 
UdSSR, J. Stalin, in seinem Schreiben an den Minister­
präsidenten der Deutschen Demokratischen Republik, 
nach denen dieser Beschluß gefaßt worden ist, um die 
„Bemühungen des deutschen Volkes bei der Wiederher­
stellung und Entwicklung der Friedenswirtschaft in 
Deutschland zu erleichtern und unter Berücksichtigung 
der bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zwi­
schen der Sowjetunion und der Deutschen Demokra­
tischen Republik“, haben dem ganzen deutschen Volk 
gezeigt, daß der Weg der freundschaftlichen und fried­
lichen Beziehungen zur Sowjetunion und zu den Volks­
demokratien der einzige Weg ist, der das deutsche Volk 
als gleichberechtigtes Volk in die Familie der fried­
liebenden Völker führt.

Die auß e n p o l i t i s c h e n  A b k  o m m e n  
d e r  D e u t s c h e n  D e m o k r a t i s c h e n  R e p u b l i k
Die Regierung hat mit großem Erfolg die Aufgabe 

gelöst, die sie sich im Regierungsprogramm über den 
Ausbau von Handelsbeziehungen zu allen Staaten setzte, 
die bereit sind, auf der Grundlage der Gleichberech­
tigung mit der Deutschen Demokratischen Republik 
Handel zu treiben. Hier verdient das am 12. April 1950

zwischen der Sowjetunion und der Deutschen Demo­
kratischen Republik abgeschlossene Abkommen hervor­
gehoben zu werden, weil das deutsche Volk aus dem 
Vergleich zwischen der Marshallplan-Hilfe und diesem 
Abkommen klar die Unterschiede zwischen der Handels­
politik monopolkapitalistischer Länder und der eines 
sozialistischen Landes erkennen kann. Das Abkommen 
mit der Sowjetunion ist vom Geiste der Freundschaft, 
der gegenseitigen Hilfe und der Gleichberechtigung ge­
tragen. Die sogenannte Marshallplan-Hilfe dagegen ist 
allein von dem Bestreben beherrscht, die deutsche Kon­
kurrenz weitgehend auszuschalten, die Krise vom eige­
nen Lande nach Westeuropa zu exportieren und deshalb 
nur solche Waren ein- oder auszuführen, deren Ein- oder 
Ausfuhr den wirtschaftlichen Interessen der Monopole 
Amerikas entspricht. Das deutsch-sowjetische Handels­
abkommen sieht in erster Linie die Ausfuhr von Fertig­
waren, insbesondere von Maschinen und Erzeugnissen 
der feinmechanischen und optischen Industrie vor, die 
85°/o des Exportes der Deutschen Demokratischen Repu­
blik nach der Sowjetunion ausmachen, während nur 
15% auf Rohstoffe und Halbfabrikate entfallen. Dagegen 
bestand der Export der Westzonen im Jahre 1949 zu 
60% aus Rohstoffen, d. h. aus Holz, Kohle, Schrott und 
Treibstoff, obwohl früher das Verhältnis des Rohstoff­
exports zum gesamten Export aus Westdeutschland, der 
Struktur der westdeutschen Wirtschaft entsprechend, 
etwa ebenso war, wie es jetzt in dem deutsch-sowje­
tischen Handelsabkommen festgelegt worden ist.

Es war die Sowjetunion, die es der Deutschen Demo­
kratischen Republik ermöglicht hat, auch das Verhältnis 
des deutschen Volkes zum polnischen, tschechoslowa­
kischen, ungarischen, rumänischen und bulgarischen 
Volk auf neue freundschaftliche Grundlagen zu stellen. 
Die zwischen der Regierung der Deutschen Demokra­
tischen Republik und den Regierungen der genannten 
volksdemokratischen Länder geschlossenen Abkommen 
sind ein sichtbarer Beweis für die Tatsache, daß es der 
Regierung gelungen ist, die Grundlagen für ein ver­
trauensvolles und freundschaftliches Zusammenarbeiten 
des deutschen Volkes mit seinen östlichen Nachbar­
völkern zu schaffen.

Durch die deutsch-polnische Deklaration vom 6. Juni 
1950, die deutsch-tschechoslowakische Deklaration vom 
23. Juni 1950 sowie durch die am 24. Juni 1950 getroffe­
nen Vereinbarungen zwischen der Regierung der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Regierung der 
Volksrepublik Ungarn und schließlich durch die Ab­
kommen mit der Volksrepublik Rumänien vom 22. Sep­
tember 1950 und mit der Volksrepublik Bulgarien vom
25. September 1950 trat die große Wende im Verhältnis 
des deutschen Volkes zu den Volksdemokratien ein. 
Zum ersten Male in der Geschichte treten diese Völker 
in freundschaftliche und aufrichtige Beziehungen, die 
auf der völligen Gleichberechtigung der Nationen, auf 
der gemeinsamen Freundschaft zur Sowjetunion und 
auf dem gemeinsamen Kampf für den Frieden und 
Fortschritt beruhen. Durch zusätzliche Handelsabkom­
men wurde eine bedeutende Ausdehnung unseres 
Außenhandels erzielt. Mit diesen Handelsabkommen, 
die, wie schon festgelegt worden ist, mit Beginn des 
Fünfjahrplanes durch neue, ebenfalls auf fünf Jahre 
laufende Abkommen zu ersetzen sein würden, ist durch 
gegenseitige Abstimmung der wirtschaftlichen Möglich­
keiten und der wirtschaftlichen Bedürfnisse der Ver­
tragsparteien über Jahre hinaus eine so enge wirtschaft­
liche Zusammenarbeit gesichert worden, wie sie nur 
zwischen Staaten möglich ist, in denen das Volk die 
Politik des Staates bestimmt, in denen die Wirtschaft 
planmäßig aufgebaut und geführt und eine konsequente 
Politik des Friedens betrieben wird.

Der unmittelbare Erfolg dieser Handelspolitik der 
Regierung zeigte sich bereits darin, daß die im Zwei­
jahrplan vorgesehenen Sätze für die Verbesserung der 
Ernährung überschritten und die Rationssätze, auch die 
für Fett und Fleisch, wesentlich erhöht werden konnten.

Der Leiter der Regierungsdelegation der Deutschen 
Demokratischen Republik, der Stellvertreter des Mi­
nisterpräsidenten, Walter Ulbricht, kennzeichnete in 
seinem Bericht vor der Volkskammer am 28. Juni 1950 
die gesamtnationale Bedeutung der getroffenen wirt­
schaftlichen Vereinbarungen für ganz Deutschland fol­
gendermaßen:
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